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Antwort der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. finanz- und währungspolitische Absichten der Regierung 

— Drucksache VI/2205 — 


Die Bundesregierung beantwortet die Fragen wie 
folgt: 

Frage 1 

Welches waren die wirklichen Gründe für den 
Rücktritt des bisherigen Bundesministers der 
Finanzen? 

Herr Bundesminister Dr. Alex Möller hat seinen 
Rücktritt in einem persönlichen Schreiben an den 
Herrn Bundeskanzler begründet. 

Frage 2 

Ist die Bundesregierung bereit, den vom frühe- 
ren Bundesfinanzminister aus Anlaß seines 
Rücktritts an den Bundeskanzler geschriebenen 
Brief sowie die dem Rücktrittsschreiben beige- 
fügte „Dokumentation über die haushaltswirt- 
schaftliche Lage für das Jahr 1972 und für die 
Fortschreibung des mittelfristigen Finanzplanes 
bis 1975" dem Deutschen Bundestag bekannt- 
zugeben? 

Der Herr Bundeskanzler beabsichtigt nicht, das 
Schreiben zu veröffentlichen. 

Frage 3 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesbankpräsidenten, daß die Rückkehr zur 
alten Parität eine Verpflichtung der internatio- 
nalen Vertragstreue sei, und wird sie diese 
Verpflichtung vorbehaltlos erfüllen? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf das Ver- 
handlungsergebnis der Ministerratssitzung in Brüs- 
sel am 8./9. Mai hingewiesen. In dem Kommunique 
stellt der Ministerrat in Ziffer 1 fest, daß die gegen- 
wärtige Situation und die voraussichtliche Entwidi- 
lung der Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten eine 
Änderung der Paritäten nicht rechtfertigen und 
nimmt zur Kenntnis, daß die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten entschlossen sind, ihre Paritäten bei- 
zubehalten. 

Im übrigen bekundet der Ministerrat in Ziffer 2 sei- 
ner Entschließung sein Verständnis dafür, daß in ge- 
wissen Fällen die in Frage kommenden Länder für 
eine begrenzte Zeit die Schwankungsbreiten der 
Wechselkurse ihrer Währungen im Vergleich zu 
ihren augenblicklichen Paritäten erweitern können. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 9. Mai 
dieses Verhandlungsergebnis gebilligt. 


Frage 4 

Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß die inflationäre Entwicklung in der 
Bundesrepublik, wie es der Bundesbankpräsi- 
dent am 11. Mai in Frankfurt ausgedrückt hat, 
„ganz überwiegend Eigenprodukt, made in Ger- 
many" ist, der Auffassung, daß das von ihr 
beschlossene Stabilisierungsprogramm ausrei- 
chend ist, um die Entwicklung in den Griff zu 
bekommen? 

Seit Beginn dieses Jahres wurden die Erfolge der 
stabilitätspolitischen Bemühungen von Bundesregie- 
rung und Bundesbank in zunehmendem Maße auch 
durch inflationäre Entwicklungen im Ausland und 
durch hohe ausländische Liquiditätszuflüsse gefähr- 
det. Die Bundesregierung hat deshalb am 9. Mai ein 
Stabilisierungsprogramm aus abgewogenen außen- 
und binnenwirtschaftlichen Maßnahmen verabschie- 
det. Sie geht davon aus, daß diese Maßnahmen den 
autonomen Gruppen ein stabilitätskonformes Ver- 
halten erleichtern. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß bei ver- 
antwortungsbewußtem Handeln aller Beteiligten mit 
den jetzt eingeleiteten Maßnahmen ein Mehr an 
Stabilität erreicht wird, ohne dabei die Gefahr einer 
Übersteuerung in Richtung auf eine zu starke Dämp- 
fung heraufzubeschwören. 

Frage 5 

Bei welchen Einzelplänen und Haushaltsansät- 
zen und in welcher Höhe jeweils sollen die be- 
schlossenen 

a) Ausgabesperren, 

b) Sperren der Verpflichtungsermächtigungen 
im Bundeshaushalt 1971 verwirklicht werden? 

Die Auswirkungen der von der Bundesregierung am 
9. Mai 1971 im Rahmen des binnenwirtschaftlichen 
Stabilisierungsprogramms beschlossenen Verschär- 
fung der Verfügungsbeschränkungen auf die Einzel- 
pläne und Haushaltsansätze können erst ermittelt 
werden, wenn die von den Ressorts durchzuführen- 
den Erhebungen über die Höhe der rechtlichen und 
internationalen Verpflichtungen ausgewertet sind. 
Die Bundesregierung verweist hierzu auf ihre Ant- 
wort auf die „Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Haushaltsführung 1971" — Druck- 
sache VI/2197 — , in der zu den Auswirkungen der 
Verfügungsbeschränkungen auf die Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen nach dem Haushalts- 
führungsrundschreiben des Bundesministers der 
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Finanzen vom 5. März 1971 Stellung genommen 
wurde. Nach der Zielvorstellung der Bundesregie- 
rung sollen durch die Verfügungsbeschränkungen im 
Haushaltsjahr 1971 insgesamt Minderausgaben von 
1 Mrd. DM erwirtschaftet und die Inanspruchnahme 
der Verpflichtungsermächtigungen um zusätzlich 2 
bis 3 Mrd. DM beschränkt werden. 

Im übrigen stellt der Sachverständigenrat zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
in seinem Sondergutachten vom 24. Mai 1971 
(Drucksache VI/2230) in Ziffer 30 folgendes fest: „Zu- 
sammengenommen können die geplanten Ausgaben- 
beschränkungen bewirken, daß die Haushalte der 
Gebietskörperschaften im Jahre 1971 weder expan- 
siv noch kontraktiv, sondern etwa konjunktur- 
neutral sein werden."' 

Frage 6 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag noch vor der parlamentarischen 
Sommerpause 

a) die aus ihrer Sicht zugrunde zu legenden 
Volks- und haushaltswirtschaftlichen Grund- 
annahmen und Grunddaten für die Gestal- 
tung der Öffentlichen Haushalte 1972 und der 
mittelfristigen Finanzpläne für die Jahre bis 
1975 (jeweils insgesamt und auf geteilt nach 
Bund, Ländern und Gemeinden) und 

b) die aus ihrer Sicht vorzusehenden Lösungs- 
möglichkeiten zur Schließung der hohen 
Finanzierungslücken 

mitzuteilen? 

Die vorbereitenden Arbeiten dazu sind noch nicht 
abgeschlossen. Die bisher erarbeiteten Daten bedür- 
fen noch der Erörterung mit den Ländern und Ge- 
meinden sowie hinsichtlich der Kreditfinanzierung 
einer Abklärung mit der Deutschen Bundesbank. Es 
ist vorgesehen, daß sich der Konjunkturrat für die 
öffentliche Hand und der Finanzplanungsrat in ihrer 
nächsten gemeinsamen Sitzung am 28. Juni 1971 mit 
den Volks- und haushaltswirtschaftlichen Grundan- 
nahmen und Grunddaten für die Gestaltung der 
öffentlichen Haushalte 1972 befassen. In diesem Zu- 
sammenhang werden auch Vorschläge zur Schlie- 
ßung eventuell verbleibender Finanzierungslücken 
zu erörtern sein. Die Bundesregierung wird, wie be- 
reits allgemein bekanntgegeben, ihre Beschlüsse 
zum Haushaltsentwurf 1972 und zur mehrjährigen 
Finanzplanung bis 1975 in ihrer Sitzung vom 8. und 
9. September 1971 fassen. 

Frage 7 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ziele, Grund- 
sätze und Eckdaten ihrer Vorstellungen zur 
Steuerreform dem Deutschen Bundestag noch 
vor der parlamentarischen Sommerpause mitzu- 
teilen? 

Die Bundesregierung hat die Ziele ihrer Vorstel- 
lungen zur Steuerreform dem Deutschen Bundestag 
bereits mehrfach mitgeteilt, zuletzt am 12. März 1971 


bei der Beantwortung der Großen Anfrage der 
CDU/CSU betreffend das Arbeitsprogramm der Bun- 
desregierung zu innenpolitischen Vorhaben (Druck- 
sache VI/1953). Im übrigen hat die Bundesregierung 
die Grundsätze und Eckwerte zur Steuerreform in 
ihren Sitzungen vom 9./10,/ll. Juni 1971 beschlossen. 
Sie wurden im Anschluß daran, am 11. Juni 1971, 
durch den Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen bekanntgegeben. Die abschließende Entschei- 
dung der Bundesregierung über den gesamten Inhalt 
des Zweiten Steuerreformgesetzes wird in der Ka- 
binett-Sitzung vom 28. und 29. Oktober 1971 erfol- 
gen. 

Frage 8 

Beabsichtigt die Bundesregierung noch vor dem 
für 1974 vorgesehenen Inkrafttreten der Steuer- 
reform steuerliche Maßnahmen, namentlich 
Steuererhöhungen (ab wann, in welchem Um- 
fang und bei welchen Steuern)? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß — ^ so- 
weit wie möglich — Steuerrechtsänderungen nur im 
Rahmen der Steuerreform vorgenommen werden 
sollten. Ausnahmen von diesem Grundsatz ergeben 
sich, soweit konjunkturpolitische oder sonstige 
zwingende Gründe eine Vorwegregelung erfordern 
oder soweit die Maßnahmen in keinem unmittel- 
baren Zusammenhang mit der Steuerreform stehen 
(Beispiele: Zweites Steueränderungsgesetz 1971, das 
verfassungsrechtlichen Notwendigkeiten Rechnung 
trägt, sowie die vorgesehene Umsatzsteuernovelle, 
bei der es sich um die Verbesserung und Verein- 
fachung einer bereits reformierten Steuer handelt). 
Zu der Frage nach etwaigen Steuererhöhungen wird 
auf die Antwort zu nachfolgender Frage 9 verwie- 
sen. 

Frage 9 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Steuererhöhungen von ihr erst in Betracht ge- 
zogen werden können, wenn klare Prioritäts- 
entscheidungen über die Rangordnung der Auf- 
gaben vorliegen und damit eine dauerhafte 
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen ge- 
währleistet wird? 

Entgegen der in der Frage enthaltenen Unterstel- 
lung hat die Bundesregierung die erforderlichen 
Prioritätsentscheidungen über die Rangordnung der 
Aufgaben getroffen. Die Bundesregierung verweist 
hierzu insbesondere auf ihre Antwort auf die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU zu den Inneren 
Reformen. 

Ob und ggf. in welchem Umfange Steuererhöhun- 
gen notwendig sein werden, kann erst im Zusam- 
menhang mit der Aufstellung des Haushaltsplans 
1972 und der Fortschreibung des Finanzplans bis 
1975 entschieden werden. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 6 ver- 
wiesen. 
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